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Das bayerische Königtum 1806 – 1918:
Verfassung, Persönlichkeiten, Politik in entwickelnder und vergleichender Betrachtung 

I. Einleitung:

1. Zeitliche Einordnung: 

- 1806: Verleihung der Königswürde an Bayern durch Napoleon

- 1918: Ende des Königreichs; Kurt Eisner ernennt Bayern zum Freistaat

2. Sachliche Einordnung:

- Politische Geschichte der Herrscher Bayerns, Persönlichkeiten

- Verfassungen des Königreichs Bayern 

3. Vorgeschichte/Ausgangslage – Bayern in der Ära Napoleon:

- 1800 Niederlage Bayerns in der Koalition gegen Frankreich bei Hohenlinden

- 1801 Frieden von Lunéville: Bayern muss auf linksrheinische Gebiete verzichten

- Annäherung an Frankreich

- bayerisch-französisches Abkommen: Frankreich unterstützt Bayern bei der Säkularisation

- 1803 Reichsdeputationshauptschluss

- 1805 Bogenhausener Vertrag: Schutz und Trutzbündnis mit Napoleon

- 1805 Dritter Koalitionskrieg: Bayern auf der Seite Frankreichs

- 1805 Frieden von Preßburg: Österreich musste als Verlierer die Erhebung Bayerns zum Königtum akzeptieren

- 1. Januar 1806: Königswürde für Bayern und den Herrscher Max I. Joseph

4. Folgezeit

- 1806 Rheinbund – Rheinbundakte: Defensiv- und Offensivbündnis mit Napoleon

( Austritt aus dem Heiligen Römischen Reich Deutscher Nationen

- ab 1810: Zunahme antifranzösischer Stimmung in Bayern

- 1812: Russlandfeldzug: verheerende Niederlage Frankreichs und Desaster für Bayern

( Frontenwechsel Bayerns

- 1813 Vertrag von Ried: - Garantie der Beibehaltung der bayerischen Souveränität




     - Sicherung des bayerischen Staatsgebiets

- 1814 Völkerschlacht bei Leipzig: Niederlage Frankreichs und Abdankung Napoleons

( Bayern auf der Seite der Siegermächte

- 1815 Schlacht bei Waterloo: Endgültige Niederlage Napoleons und Verbannung

- 1815 Wiener Kongress – Deutscher Bund: Bayern oftmals im Gegensatz zum Bund

II. Hauptteil:

A. Max I. Joseph :

1. Zur Person: 

- geboren 1756 in Schwetzingen bei Mannheim

- Familie: Pfälzer Seitenlinie der Wittelsbacher

- Aufgewachsen vor allem in Frankreich - französische Erziehung

- Dienst als Offizier im französischen Heer

- 1778 Erbe der Grafschaft Rappoltstein

- 1795 Herzog von Pfalz-Zweibrücken (Exilresidenz Ansbach)

- 1799 Tod des bayerischen Kurfürsten Karl IV. Theodor

als nächster Verwandter wird Max Joseph Nachfolger in allen wittelsbachischen Gebieten

- 1806 Erhebung zum König durch Napoleon

- 1818 Gewährung einer bayerischen Verfassung

- 13. Oktober 1825: Tod Max I. Joseph im Schloss Nymphenburg

- gutmütig, wohlwollend freundlich, wacher politischer Instinkt, gesunder Menschenverstand, 

- schwer zu berechnenden Charakter, wankelmütig, beeinflussbar, wenig Ausdauer in Staatsgeschäften

2. Herrschaftsauffassung

- politisch geprägt von der französischen Aufklärung – wegweisend für zukünftige Reformen

- galt bei seinem Antritt als aufgeklärter Fürst – hielt aber teilweise die Hoffnungen nicht

- politische wie persönliche Bindung an Frankreich

- Initiation und Realisierung der Reformen gehen nicht von ihm aus

3. Maximilian von Montgelas (1759 – 1838)

( führender Minister zur Zeit Max I. Joseph ( allmächtiger Reformminister

- schon 1796 Leiter der politische Geschäfte Max Josephs in Ansbach


( Ansbacher Memoire (Entwicklung der Leitlinien eines Reformprogramms)

- 1799 „Machtübernahme“ in Bayern

- Die Reformen Montgelas im Inneren:


Voraussetzung: Fleckerlteppich aus Territorien


Ziel: - Integration eines gemeinsamen Staatsgebildes


        - Schutz und Recht von Eigentum der Bürger durch Gesetze und Verfassung


Mittel: - Zentralisierung, Rationalisierung und Bürokratisierung


            - Modernisierungsfaktoren: Auflösung der alten Ständegesellschaft


geistige Grundlage: neues Staatsverständnis




( Trennung zwischen Staat und Dynastie 

( Staatssouveränität (Monarch als oberster Diener des Staates)


Maßnahmen:



- Trennung der Regierungsaufgaben - Ministerien



- Säkularisation



- Mediatisierung



- Beschränkung des Adels



- Aufbau einer Verwaltung (Staatsdienerpragmatik)

4. ( Die Konstitution von 1808

( Zusammenfassung und Fixierung von Monteglas Staatsneubaus 

- Festschreibung der durchgeführten Reformen:

· Abschaffung Adelsprivilegien

· Neuordnung von Gerichten und Verwaltung (Beamtenapparat)

Dreistufig und hierarchisch aufgebautes System: 

Zentralbehörden (Ministerien) – Mittelbehörden (Kreise) – Unterbehörden (Landgerichte und sonstige Ämter)

· Einführung allgemeiner und verbindlicher Maße und Gewichte

· Gleichheit aller vor dem Gesetz

· Schulpflicht und Wehrpflicht

· allgemeine Steuerpflicht

· Abschaffung der Leibeigenschaft

· bürgerliche Grundsätze (Eigentum, Religion, Presse- und Meinungsfreiheit)

· Schaffung einer Volksvertretung: Nationalrepräsentation 

· Bildung durch indirekte Wahl; hoher Zensus als Voraussetzung

· Rechte der Versammlung waren eingeschränkt

· Regierung war nicht an Beschlüsse der Nationalrepräsentation gebunden

( trat nie zusammen
Kritik: 
- überzogene Reformen

- Überlastung und Überforderung der Verwaltung

  ( zu rigorose Bürokratisierung und Zentralisierung

- Maßnahmen brachten keine finanziellen Gewinne

• Konstitution von 1808 keine verwirklichte Verfassung 

• Konstitution schaffte eine integrative Idee und einen politischen Rahmen

5. Die Verfassung von 1818:

Vorgeschichte: 

- neue Verhältnisse machten neue Konstitution nötig

- Konkordat von 1817

- Zudem wollte Bayern gegenüber dem Deutschen Bund Souveränität bewahren

- Fortschrittsgedanke

- Sturz Montgelas 2.2.1817 (vor allem durch Wrede und Kronprinz Ludwig)

- Streben nach Zweikammersystem mit Gesetzgebungs- und Steuerbewilligungsrechten

- Gleichzeitig Betonung des Monarchischen Prinzips

  (wesentlich beteiligt war Georg Friedrich Zentner)

( Verkündung der Verfassung am 26. Mai 1818

Vom Monarchen als Oktroi aus höherer Macht erlassen

Konstitutionelles System nach Monarchischem Prinzip 

(( Staatsgewalt blieb beim Monarchen)

- Spitze des Staates: König
· ernennt und entlässt die Exekutive (Minister und Beamte)

· Oberbefehl über das bayerische Heer

· Ernennung der Judikative (Richter)

· Einberufung und Schließung der Ständeversammlung

- Volksvertretung: Ständeversammlung (in zwei Kammern gegliedert)

   ( ab 1848: Landtag

· echtes Zweikammersystem

· Wichtiges Element bei der Gesetzgebung (nur König konnte aber Gesetze erlassen)

· Recht der Steuerbewilligung (( mögliches Druckmittel)

· Petitionsrecht

· Beschwerderecht

· Keine Beteiligung an der Exekutive

Zusammensetzung: 

1. Kammer: Reichsräte

· volljährige Prinzen, Kronbeamte, Erzbischöfe, 1 Bischof, Präsident des protestantischen Oberkonsistoriums, ernannte Reichsräte

( Zugehörigkeit durch Ernennung, Amt oder Geburt

2. Kammer: Abgeordnete

· 3 Vertreter der Universitäten, 1/8 adlige Grundbesitzer, 1/8 Geistliche der katholischen und protestantischen Kirchen, 1/4 Abgeordnete der Städte und Märkte, 1/2 Landeigentümer

( stark eingeschränktes Zensuswahlrecht

- Exekutive: - Minister sind gegenüber dem Landtag verantwortlich


         - nicht vom Vertrauen der Stände abhängig

( konstitutionelles System nicht parlamentarisches System

- Judikative: Gerichtsbarkeit sowohl persönlich als auch sachlich unabhängig

- zusätzliche Edikte: u.a. Religionsedikt (schränkte das Konkordat von 1817 ein) 



                 Gleichheit der Konfessionen




     ( Verfassung wurde höher eingestuft

Unterschiede zur Konstitution von 1808:

- Stärkung des Adels

- Verschiebung des Machtgewichts zu Gunsten des Monarchen

- Revidierung des Gemeindeedikts – begrenztes Selbstverwaltungsrecht

- Sonderstatus des Rheinkreises

Kritik: 

- eingeschränktes Wahlrecht: anfangs nur 6 % mit aktivem Wahlrecht; 1,2 % mit passivem Wahlrecht

- Vereidigung des Heeres sollte auf Verfassung geschehen, nicht auf König

Angriffe auf die Verfassung:

- Nationale liberale Bewegungen

- Ermordung des Schriftstellers Kotzebue

( 1819 Karlsbader Beschlüsse: Gesetze des Bundes gegen nationale Bewegung

In Bayern: Keine strenge Umsetzung

( Verfassung sollte höher stehen als Gesetze des Bundes

Fazit: 
- Für damalige Verhältnisse war die Verfassung sehr modern ( Volksvertretung

- Vorteil der Zensuswahl: „Reiche“ sollten nicht so leicht bestochen werden

- Volksvertretung sollte aber nur Hilfsorgan sein und den König nicht am Regieren hindern

B. Ludwig I. 

1. Zur Person: 

- geboren 25.8.1786 in Straßburg

- Erziehung durch katholischen Theologen ( tiefe Religiosität

- Studium in Landshut und Göttingen

- 1804 Italienreise

- 1806 Abwendung von Napoleon

- 1810 Heirat mit Therese von Sachsen-Hildburghausen (Theresienwiese)

- 1825 Regierungsantritt Ludwigs I.

- 1848 Abdankung als bayerischer König

- Ordnungssinn, Fantasie, Begeisterungsfähigkeit, starkes Pflicht- und Selbstbewusstsein, fleißig, starkes Interesse an Kunst und Geschichte

- misstrauisch, stur, unausgeglichen, sprunghaft, starrsinnig, ausgeprägte Popularitätssucht, Selbstüberschätzung, schwerhörig

2. Herrschaftsauffassung:

- als Kronprinz absoluter Verfechter der Verfassung, aber als Oktroi des Königs

- Königtum von Gottes Gnaden: Stellvertreter Gottes auf Erden ( Ludwig als Staat selbst

- Monarchisches Prinzip: König als Quelle aller staatlicher Wirksamkeit

  (Beteiligung des Volkes nur durch Autorisation durch Monarchen)

- Autokrat (schlechtes Verhältnis zu den Ministern – Diener)

  ( ständige Differenzen mit der Volksvertretung

- Bemühen um geeintes Bayern (Geschichte als Integrationsmittel zwischen Volk und Dynastie)

- Bestreben wie ein absolutistischer Herrscher zu regieren

3. Regierungszeit Ludwigs I.

a) liberale Phase (1825 – 1830):

- aufklärerisch-liberale Regierung

- Ausnahme: E. v. Schenk (stark konservativ) ( pro-katholische Kirchenpolitik

- Landtag 1827/28: Widerstand der Kammern gegen Ludwigs Reformprogramm

  ( erste Ernüchterung Ludwigs

b) konservative Phase (ab 1831):

Auslöser:

- Julirevolution in Paris 1830

- Studentenunruhen im Dezember 1830 in München: 

   28.1.1831 Verschärfung der Pressezensur

   Schließung der Universität

- Landtag 1830/31: - Anklage gegen Innenminister Schenk



        - Drohung der Verweigerung einer Steuerbewilligung



        - Streit um das Urlaubsverweigerungsgesetz

( Aufhebung der Zensur; Rücktritt Schenks (Nachfolger: Oettingen-Wallerstein)

- 1832 Hambacher und Gaibacher Fest

  ( Gegenmaßnahmen des bayerischen Staates und des Deutschen Bundes

( Liberale Einstellung Ludwigs war vollends verflogen

- Landtag 1834 Verabschiedung einer permanenten Zivilliste

- Landtag 1837 Streit um „Erübrigungen“ (Entlassung Oettingen-Wallersteins – Nachfolger: Abel)

- 1838 „Kniebeugeerlaß“ (Gegnerschaft Ludwigs mehrt sich dadurch)

- 1838 Umbenennung der Kreise: Stammesnamen

c) vorzeitige Abdankung:

Ursachen:

- Autokratismus: Kritik an Regierungsweise

- Affäre Lola Montez: Isolierung Ludwigs von der Familie

- liberale Forderungen des Jahres 1848: ( Märzproklamation

( 19/20.3.1848 Abdankung König Ludwigs I.

Fazit:
- Vorstellungen Ludwigs von Nationalismus waren überholt

- Versagen in seinem Anliegen die Demokratie zurückzudrängen

- absolutistische und autokratische Regierungsweise war nicht mehr möglich

  ( Verfassung schränkte Monarch ein

- Bleibende Verdienste: · Konsolidierung der Finanzen  




   · Kulturpolitik (größter Mäzen seiner Zeit – Kunstkönigtum) 




   · Förderung der Wissenschaften

C. König Maximilian II. (1848-1864)

1. Zur Person

- geboren am 28. November 1811

- sein Vater (Ludwig I.) legt großen Wert auf katholische Erziehung

- bereits als Kind Form von Depression

- 1829 Studienantritt in Göttingen; 1830 Studienwechsel nach Berlin

- persönliche Freundschaft zu Leopold von Ranke seit 1831

- Amtsantritt 1848 nach Abdankung des Vaters

- gestorben am 10. März 1864

2. Regierungsauffassung

- Gelehrter auf dem Königsthron > er vertrat Ansicht, politische Probleme mit wissenschaftlichen Methoden lösen zu können > Kompensierung militärischer Stärke Bayerns durch Aufwertung als Wissenschaftsstandort

- konstitutioneller Monarch

- Gegner von republikanischer Verfassung des neu zu schaffenden Deutschen Reiches

- Gegner von Republik (da dort kein König)

3. Leistungen

- Memoria wichtig für Max II. > Mäzen der Wissenschaft und Literatur

- Berufung prominenter Vertreter an Universitäten, v. a. im Bereich der experimentellen Chemie, Pathologie, Physiologie und Botanik

- Bayerischer Maximiliansorden für Wissenschaft und Kunst

- Maximilianeum (Hochbegabtenförderung)

4. Märzministerium und Reformgesetze

- Thon-Dittmer und Lerchenfeld an Spitze des Märzministeriums; Max beruft Landtag ein, der Gesetzesentwürfe des Märzministeriums bewilligt> Unruhen in München und in fränkischen und schwäbischen Adelsherrschaften legen sich

- Reformgesetze von Juni 1848 im Einzelnen:

- Neuordnung der Zusammensetzung der Abgeordnetenkammer und der Wirksamkeit 
des Landtages

- Präzisierung des Verhältnisses zwischen Krone, Regierung und Volksvertretung

- Gewähr von Pressefreiheit

- Beseitigung der Mediatgerichtsbarkeit und –verwaltung des Adels

- Vorschreiben der Ablösung der Grund- und Zehnherrschaft („Bauernbefreiung“)

- Aufhebung privilegierter Gerichtsstände

- umfassende Gerichts- und Verwaltungsreform in Aussicht gestellt

- Ministerverantwortlichkeit

> Modernisierung der Gesellschaftsordnung

> nachhaltige Prägung der Gesellschafts-, Wirtschafts- und Verfassungsstruktur

> tief greifende Veränderung der Verfassung von 1818

5. Bayern & Frankfurter Parlament

- Klärung der Frage, wie man lockeres Staatenbündnis des Deutschen Bundes zu Bundesstaat mit Reichsoberhaupt umgestalten solle

> Wahl von Abgeordneten in Bayern (und anderen Ländern)

> 18. Mai 1848 Nationalversammlung in Frankfurter Paulskirche; Ziel: Durchführung von Verfassungsreform

- Verfassungsberatungen incl. Bayerischer (überwiegend großdeutsch eingestellt)

> Inhalte: Umfang des Reiches (großdeutsch vs. kleindeutsch); Verfassungskompetenz; Grundrechte (Freiheit der Bürger; erbliches Kaisertum

> Problematik: v. a. Pfälzer Gesandte für republikanische Ordnung > Konflikt zwischen staatlichen, bayerisch-monarchischen Kräften und gesamtdeutschen Interessen führt beinahe zur Gefährdung der Einheit Bayerns

> Lösung: blutige Niederwerfung der Aufstände in der Pfalz und in Baden; Beibehaltung der Märzforderungen

> Zu beobachtende Tendenz in Frankfurt: politische Meinungsbildung der Abgeordneten vielfach durch deren regionale Herkunft bestimmt

- Scheitern der Verfassung:

> am 16.4.1849 wird Paulskirchenverfassung fertig gestellt; Bayern  jedoch lehnt ab (aus Angst vor Souveränitätseinbußen der eigenen Verfassung); Anfang Mai verlassen bayerische Gesandte Frankfurt

> König Friedrich Wilhelm IV. lehnt Kaiserkrone ab

> 5. Juni 1849: Maximilian II. erklärt rechtliche und tatsächliche Auflösung der Nationalversammlung und des Bundestages

- Ziel der Politik Bayerns: Erhaltung von Deutschem Bund; Reformierung der Bundesverfassung („Triasidee“)

>Erhaltung eines souveränen Königreichs Bayern

6. Der Nordlichterstreit

- Max II. holte norddeutsche Gelehrte nach Bayern, um universitäre Fakultäten zu erneuern und zu verbessern

- Streit zwischen neu berufenen, liberalen Gelehrten und „alteingesessenen“, konservativen bayerischen Gelehrten

- Prinzipielle Frage: Rolle der Religion in der Betrachtung wissenschaftlicher Themen

- 1852-1856: Höhepunkt der Berufungspolitik Maximilians (kaum Unruhen)

- 1856-1860: Zunehmende Kritik

- ab 1859 Bruch in Berufungspolitik erkennbar; Reduzierung des persönlichen Kontakts von Max zu den norddeutschen Gelehrten

- allmähliche Auflösung der „Nordlichterkolonie“

- Wertung: Kritik der bayerischen Gelehrten, Minister und Bevölkerung an Berufungen Maximilians versteckte/indirekte Kritik an König selbst („Kamarilla“)

D. König Ludwig II. (1864-1886)
1. Zur Person:

- geboren am 25. August 1845

- nach Tod Maximilians II. wird Ludwig 1864 (im Alter von 18 Jahren) zum König von Bayern proklamiert

- 1861 erlebt Ludwig zum ersten Mal Opern Wagners (Tannhäuser und Lohengrin)

> „Märchenkönig“

- 1886: Absetzung und mysteriöser Tod

2. Regierungsauffassung

- absolutistisch eingestellt

- fast nur schriftlicher Kontakt mit seinen Ministern und Ministerien

- Ende der 70er zunehmende Vereinsamung des Königs und Rückzug in Privatsphäre; gleichzeitig Abwendung von Regierungsgeschäften

>Stärkung von Ministern, da keine Kontrolle von ihnen

3. Leistungen

- während seiner Regierungszeit kaum politische Initiative, sondern Schwerpunkt auf kultureller Ebene

- Förderung Wagners

- Errichtung von Schlössern (Herrenchiemsee, Neuschwanstein, Linderhof)

- Ludwig als Inbegriff der guten alten Zeit in Bayern

4. Bayern und Preußen

- Schleswig-Holstein Konflikt:

> im deutsch-deutschen Krieg (1866) Bayern auf Seite Österreichs > Sieg Preußens (Königgräz)

> Preußen nimmt Führungsrolle im Nationalstaat ein; Österreich scheidet aus

> Dominanz des Norddeutschen Bundes

> Abhängigkeit Bayerns von Preußen:


- formell Souveränität Bayerns, außenpolitischer Spielraum geht jedoch verloren


- von der Pfordten muss liberalem Minister weichen (Einfluss Preußens auf bayerische
Politik steigt


- geheimes Schutz- und Trutzbündnis zwischen Bayern und Preußen


- kleinere Gebiete als Kriegsentschädigung


- schwache monarchische Spitze in Bayern (Ludwig von Bismarck „bestochen“)


( bayerisches Kabinett kann nur mit Zustimmung Bismarcks regieren


- Bismarck beeinflusst öffentliche Meinung in Bayern


- 1866: Zollbund unter Führung Preußens


- Hohenlohe (Ministerpräsident) betreibt innenpolitische Annäherung an Preußen

( enge Bindung der süddeutschen Staaten an den Norddeutschen Bund

a) Deutsch-Französischer Krieg

· Reich erhofft sich vollwertigen bayer. Partner

· Bayern will keine Verärgerung Bismarcks

· Angst vor erneuter Schmälerung d. Selbständigkeit

· Hoffnung Ludwigs II. auf Kaiserkrone

=> Sieg über F stärkt Begeisterung für kleindt. Lösung

=> massiver Druck auf süddt. Staaten

=> 1870: Eintritt Bayerns in den Norddeutschen Bund

(November 1870: Münchner Konferenz, Reservatsrechte)

=> Unterzeichnung des Kaiserbriefs durch Ludwig II.

=> 18.1.1871: Gründung des Deutschen Reiches in Versailles


(kleindt. Lösung; bayerische Zustimmung erst 21.2.1871)

b) Die verfassungsrechtliche Stellung Bayerns im Deutschen Reich

· 16.4.1871: Inkrafttreten der Reichsverfassung

· Reich als Bundesstaat mit preuß. Vormachtsstellung

(Preußen: 64% Reichsfläche, 60% Bevölkerung, Erbkaisertum)

· Bayern: Gliedstaat mit klassischen Elementen der Staatlichkeit: 

(Staatsvolk, -gebiet, - recht)

- nur noch eingeschränkte Souveränität

- weiterhin Recht auf eigene Staatsverfassung


- Mitgliedsrechte: (6 Stimmen im Bundesrat (= formal oberstes Verfassungsorgan)


- Reservatsrechte (reserviert für BY)

· eigene Eisenbahn; inländische Bier- und Branntweinsteuer

· heimat- und Niederlassungsrecht

· weitgehende Unabhängigkeit des Postwesens

· Immobilienversicherungswesen

· militär. Oberbefehl in Friedenszeiten

· aktives und passives gesandtschaftsrecht, eigene Bevollmächtigte zu Friedensverhandlungen


=> trotz Widerstand in Volk und Landtag wächst BY immer weiter ins Reich 


=> später: wachsende Kritik am Einheitsstaat, Militarismus und Preußentum
c) Innenpolitik (Ministerium Lutz)

- Lutz als dominierende politische Persönlichkeit in Bayern zwischen 1870-1890

- einflussreichster Minister des 19. Jhdts.

- enge politische Verbundenheit mit Bismarck 

(nationalliberal, staatskonservativ, gg. Parlamentarisierung)

- Ministerialoligarchie; wachsender Freiraum (Rückzug Ludwig II.)

- Machthunger; sucht nach Möglichkeiten König abzusetzen

=> Absetzung Juni 1886: Staatsschulden, paranoide Schizophrenie

=> 28.Juni 1886: Prinzregent Luitpold („Verweser des Königreiches“)

E. Regentschaft des Prinzregenten Luitpold (1886-1912)
1. Zur Person:

- geboren am 12.März 1821 in Würzburg

- weder vorgebildet noch besonders fähig für politische Aufgaben

- erste Regierungsjahre geprägt vom Sympathieverlust: 

unerklärliche Verbindung zum mysteriösen Tod Ludwig II.

- letztlich genießt er hohes Ansehen, Verehrung seiner Person (Leitbild der Epoche), Regierungszeit als „kulturelle Blütezeit“ (?)

- 1912: Tod Luitpolds

2) Regierungsauffassung

- großbürgerlich-nationalliberal

- abhängig von Ratgebern, Geheimkanzlei als neue Machtzentrale

- weiterhin: Ministerialoligarchie unter Minister v. Crailsheim

- keinen Zugang zu unteren und mittleren Bürgerschichten

- König bleibt Symbolfigur für gesellschaftlich-politische Oberschicht

- Ministerium v. Crailsheim: liberal, staatskonservativ, verliert zusehends an Ansehen, vom Landtag gestürzt

- Ministerium v. Podewils-Dürnitz: liberal-konservatives Beamtenministerium; „Liebling des Regenten“, Ablehung der Parteien; Stutz durch Landtagsauflösung (Haushaltsablehnung) 

- Ministerium Hertling: erstmals Vertreter der Mehrheitsfraktion (Zentrum) als leitender Minister, für vollen Erhalt der konstitutionellen Monarchie, erstmals keine liberale Spitze mehr)

· betreibt Gouvernmentalisierung  statt Parlamentarisierung

F. Ludwig III. (1912-1918)
1. Zur Person

- geboren am 7.Januar 1845 in München

- will „Mehrer“ des Reiches sein und hängt alten Träumen monarchischer Souveränität nach


( volle Thronübernahme November 1913

2. Regierungsauffassung

- politische kaum Veränderungen zu erwarten

- Absage an Reformpolitik

- Sympathisant des Zentrums

- grundsätzliche Übereinstimmung mit Hertlings Politik

a) Verfassungsänderung 1913:

· erwirkt Möglichkeit, sich selbst zum König zu ernennen(keine Übergangsregierung, mehr Geld & Kompetenzen)

· ohne Landtagszustimmung, da nur so „König von Gottes Gnaden“ (Verfassungsänderung 4.11.1913)

( Folge: verhaltene Kritik; Sympathieverluste, verspottet wg. Verletzung der dynastischen Erbfolge

b) Bayern im Ersten Weltkrieg

- Oberbefehl an oberste Heeresleitung

- Kriegsbegeisterung

- Traum Ludwig III. von Annexion Elsaß-Lothringens

- Durchhaltephrasen Ludwigs III. trotz Massensterben, Hungersnot und Kriegsmüdigkeit

- Ruf der „Preußenhörigkeit“

- steigende Industrialisierung ( wachsende Proteste (der Arbeiterschaft)

- Ruf der unteren und mittleren Bevölkerungsschicht nach Anpassung d. polit. Verfassung an gesellschaftliche Verhältnisse

- 1917: Ministerium Dandl: Beamtenministerium, zögerlich, keine Initiativen

· Autoritätskrise; Preußenhass

- 1918: Streikbewegungen und Hungerdemonstrationen

- November 1918: Lage aussichtslos, Bayern macht Deutsches Reich (OHL) für Niederlage verantwortlich

c) Verfassungsreformbestrebungen 1917 und Ende des Königreiches

- seit 1917: konsequent antiparlamentarische Innenpolitik des Ministerium Dandl

- 18.9.1917: entscheidender Reformantrag an 2. Kammer (durch Sozialdemokraten Auer und Süßheim)

· Aufhebung der 1. Kammer

· modernes Wahlrecht, inkl. Frauenwahlrecht

· erweiterte Rechte des Landtages bzgl. Gesetzesinitiative

· Versammlungsrecht, Recht auf Vertagung und Haushaltsbewilligung

· Abschaffung des Adels und seiner Vorrechte und Fideikommisse, Aufhebung königl. Privilegien, Trennung von Staat und Kirche ( Forderungen scheitern bereits in 2. Kammer (v.a. Zentrum und Bauernbund)

· Versuch der Demokratisierung / Parlamentarisierung (parlamentarische Monarchie)
- 2.-7.11. 1. Kammer berät und beschließt Reformen 

(Verhältniswahl, Reform d. Reichsrätekammer, Prüfung des Standesvorrecht, einjährige Finanzperiode)

- 7.11.: Präsentation der neuen Minister, 

- 7./8.11.: Eisners Proklamation Bayerns zum Freistaat; Ende des Königreichs (keine Verteidiger!)

- 13.11.: Ludwig III. entbindet Militär und Beamte von ihrem Treueeid; Auflösung des Königreiches

( „ohne Blutvergießen, aber auch unrühmlich ging die Monarchie in Bayern zu Ende“ (Dieter Albrecht)
III. Resumée:
· zentraler Wille Bayerns als eigenständiges und souveränes Königtum geachtete zu werden

· immer wieder Konflikte mit liberalen Nationalbewegungen des Bürgertums.

· Bayerische Herrscher im Spagat zwischen eigenen Herrschaftsauffassungen (Ludwig II. und Ludwig III.), den gesetzten Verfassungsgrenzen und den Einheitsbestrebungen des Deutschen Reiches. 

· Aufkeimende Versuch der Parlamentarisierung und Demokratisierung (1917) werden zu spät erkannt und von Revolution erdrückt. (Anzeichen der Revolution??)
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